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Hinweis

Mit der 1. Anderung des Regionalplans 2015, Kapitel 2.9, EinzelhandelsgroRprojekte
wird die bestehende Agglomerationsregelung im Regionalplan 2015 neu formuliert und
an die aktuelle Rechtssprechung zur BauNVO angepasst. Dartiber hinaus werden mit
der 1. Anderung im Kapitel 2.9 einige redaktionelle Anderungen wie beispielsweise eine
Anpassung der Plansatzbezeichnungen oder Umstellungen in der Begriindung vorge-
nommen. Im Folgenden erhalten Sie der besseren Lesbarkeit halber neben der Origi-
nalfassung eine bereits tiberarbeitete Fassung, welche alle Anderungen einschlieRlich

der redaktionellen Anpassungen mit einschlief3t.
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Satzung des Regionalverbands Nordschwarzwald

Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Nordschwarzwald hat am 17.07.09
auf Grund von § 12 (10) des Landesplanungsgesetzes (LpIG) vom 10. Juli 2003, (GBI.
S. 385), =zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes zur Reform des Gemeinde-
haushaltsrechts vom 4. Mai 2009 (GBI. S. 185) folgende Satzung beschlossen:

§1
Feststellung durch Satzung

Die 1. Anderung des Regionalplans 2015, Kapitel 2.9 — EinzelhandelsgroRprojekte, Re-
gion Nordschwarzwald — bestehend aus Text- und Kartenteil (Anlage zu dieser Sat-
zung, rot markierte Texteinschiilbe, Kartenteil zu den Versorgungskernen Strauben-
hardt) wird festgestellt. Die in der Anlage rot gestrichenen Textteile werden aufgehoben.

§2

Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt auf Grund der offentlichen Bekanntmachung der Erteilung der
Genehmigung des Wirtschaftsministeriums Baden-Wurttemberg im Staatsanzeiger
fur Baden-Wirttemberg in Kraft. Durch die éffentliche Bekanntmachung werden die
genehmigten Ziele und Grundséatze verbindlich.

(2) Gleichzeitig tritt der entsprechende Teil der Satzung vom 12.05.04, Kapitel 2.9
EinzelhandelsgroBprojekte iber die Feststellung des Regionalplans 2015, Region
Nordschwarzwald (Anlage zu dieser Satzung, gestrichene rot markierte Textteile)
auller Kraft.

17.07.09
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Baden-Wiirttemberg

WIRTSCHAFTSMINISTERIUM

Az.: 5-2424-23/18

Genehmigung

1. Anderung des Regionalplans 2015 des Regionalverbandes Nordschwarzwald

Kapitel 2.9
- EinzelhandelsgroBprojekte -

Verbindlicherklarung

1

Die von der Verbandsversammlung des Regionalverbands Nordschwarzwald am
17. Juli 2009 als Satzung beschlossene 1. Anderung des Regionalplans 2015,
Kapitel 2.9 — Einzelhandelsgro3projekte, bestehend aus einem als Anlage zur
Satzung beigefigten Text sowie einem Kartenteil, wird gemal § 13 Abs. 1
Landesplanungsgesetz (LplG) in der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBI. S. 385) fur
verbindlich erklart.

Die Verbindlicherklarung umfasst die Anderung der im Kapitel 2.9
EinzelhandelsgrolRprojekte mit "Z" gekennzeichneten Ziele und mit "G"
gekennzeichneten Grundsatze im Textteil und die zugehdrigen zeichnerischen
Darstellungen in der Raumnutzungskarte.

Die Begrindung und der Umweltbericht nehmen nicht an der Verbindlichkeit teil.

Gemal § 4 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. |

S. 2986) haben o6ffentliche Stellen und Personen des Privatrechts in
Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben die Ziele "Z" nach Maligabe des
Regionalplans bei raumbedeutsamen Planungen und MaRRnahmen zu beachten
und die Grundsatze "G" zu bericksichtigen.

Theodor-Heuss-StraBe 4 - 70174 Stuttgart - Telefon 0711 123-0 - Telefax 0711 123-2126 - poststelle@wm bwl.de
www.wm.baden-wuerttemberg.de - www service-bw.de
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3. Die Anderung des Regionalplans 2015 des Regionalverbands Nordschwarzwald
Kapitel 2.9 - EinzelhandelsgroBprojekte - wird mit dem Tag der éffentlichen
Bekanntmachung der Erteilung dieser Genehmigung im Staatsanzeiger fir Baden-
Wirttemberg verbindlich.

Stuttgart, 11. Marz 2010

(P o

Kristin KeRler
Ministerialdirigentin
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1. Anderung des Regionalplans 2015, Kapitel 2.9

Einzelhandelsgro3projekte (Lesefassung)
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Z (1

Einzelhandelsgrof3projekte

Verbrauchernahe Versorgung

Um eine verbrauchernahe Versorgung zu gewahrleisten, sollen integrierte und
wohngebietsnahe Standorte fur die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben gefor-
dert werden. Die Einzelhandelsstandorte sollen gut fur den Fuf3génger- und Fahr-
radverkehr erschlossen sein und mit dem OPNV erreichbar sein. Die Anforde-
rungen von Familien mit Kindern, Behinderten und Senioren sollen bei der Stand-
ortwahl berlcksichtigt werden.

Standortefur Einzelhandelsgrofl3projekte

Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsgrof3projekten ist
grundsatzlich nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zulassig. Im Einzelfall sind
Einzelhandelsgrof3projekte auch in Kleinzentren oder Gemeinden ohne zentralort-
liche Funktion zulassig, wenn

1. sie zur Deckung des Bedarfs der wohnortnahen Grundversorgung der Gemeinde
erforderlich sind oder

2. diese Gemeinden in Verdichtungsrdumen liegen und mit Siedlungsbereichen be-
nachbarter Ober-, Mittel- oder Unter zentren zusammengewachsen sind.

N (2) Die Verkaufsflache der Einzelhandelsgrol3projekte ist so zu bemessen, dass der an-

gestrebte Einzugsbereich des Vorhabens den zentralértlichen Verflechtungsbereich
der Standortgemeinde nicht wesentlich Gberschreitet.

Z (3) Die Funktionsfahigkeit des zentralértlichen Versorgungskerns der Standort-

gemeinde oder die Funktionsfahigkeit anderer Zentraler Orte sowie die verbrau-
chernahe Versorgung dirfen nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

N (4) Einzelhandelsgrof3projekte sollen vorrangig an stadtebaulich integrierten Standorten

ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden.

Z (5) Hersteler-Direktverkaufszentren sind grundsatzlich nur im Oberzentrum zulassig.

Bei einer Geschossflache von weniger als 5000 m2 kénnen auch Standorte in Mittel-
zentren in Betracht kommen.

Z (6) Einzelhandelsgrol3projekte mit zentrenrelevanten Sortimenten (vgl. Sortimentliste

in der Begrundung) sind nur in den Versorgungskernen der Stadte und Gemeinden
anzusiedeln. Die Versorgungskerne werden in der Raumnutzungskarte gebiets-
scharf fur Oberzentrum, Mittel- und Unterzentren abgegrenzt (vgl. auch Tabelle in
der Begrindung). Aul3erhalb der Versorgungskerne sind Einzelhandel sgrof3projekte
mit zentrenrelevanten Sortimenten ausgeschlossen.

Z (7) Einzelhandelsgro3projekte  mit  nicht-zentrenrelevanten  Sortimenten  (vgl.

Sortimentliste in der Begrindung) sind ebenfalls den Versorgungskernen zu-
zuordnen. Wenn im Versorgungskern nach Prifung keine geeigneten Flachen zur
Verflgung stehen, ist auch eine Ansiedlung aul3erhalb der Versorgungskerne mog-
lich.



G (8) AuRRerhalb der Versorgungskerne werden in der Raumnutzungskarte Erganzungs-

standorte fur Einzelhandelsgrof3projekte mit einem Symbol (E) festgelegt (vgl. auch
Tabelle in der Begrindung). Diese Gebiete sind grundsétzlich fir eine Ansiedlung
von Einzelhandelsgrof3projekten mit nicht-zentrenrelvanten Sortimenten geeignet
und sollen daher bel der Standortsuche aul3erhalb der Versorgungskerne vorrangig
in Betracht gezogen werden.

V (9) Einzelhandelsgrof3proj ekte, die der Nahver sorgung (wohnortnahen

293

294

Grundversorgung) dienen (vgl. Sortimentliste in der Begrindung), sind den
Versorgungskernen oder Ortskernen zuzuweisen. Sie konnen im Einzelfall auch an
Standorten aulerhalb des Versorgungskerns innerhalb oder in raumlicher
Zuordnung zu Wohngebieten in stadtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen,
errichtet und erweitert werden. Kongruenzgebot und Beeintrachtigungsverbot sind
einzuhalten.

Agglomerationen

Agglomerationen von mehreren enzelnen fur sich nicht grof3flachigen
Einzelhandelsbetrieben mit negativen Auswirkungen insbesondere auf die infra-
strukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf die verbrauchernahe Versorgung der
Bevolkerung, auf die Entwicklung zentraler Versorgungskerne in der Gemeinde
oder in anderen Gemeinden, auf das Orts- und Landschaftsbild oder auf den
Naturhaushalt sind wie ein Einzelhandelsgrof3projekt zu behandeln. Plansatz 2.9.2
gilt entsprechend.

Eine Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben entsteht, wenn raumlich nahe bei-
einander liegend mehrere Einzelhandelsbetriebe errichtet werden, zu einem be-
stehenden Einzelhandelsbetrieb ein oder mehrere neue Einzelhandelsbetriebe hinzu
treten oder bestehende Einzelhandelsbetriebe erweitert oder umgenutzt werden, so
dass die Summe der Verkaufsflache der raumlich nahe beleinander liegenden
Einzelhandelsbetriebe groRer als 800 m? ist. Radumlich nahe beieinander liegen
Einzelhandelsbetriebe, wenn die Luftlinie zwischen den Geb&audezugangen nicht
langer als 150 mist.

Erarbeitung von Entwicklungskonzepten

Zur Steuerung der Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandels-
vor haben sollen die Kommunen ein eigenes Entwicklungskonzept erarbeiten. Dieses
soll mit den betroffenen Tréagern offentlicher Belange abgestimmt wer den.

Begrindung:
Angesichts der Entwicklung von Einzelhandelsgrof3projekten auf3erhalb der gewachsenen Ver-

sorgungskerne der Stadte und Gemeinden ist die Aufnahme von spezifischen Plansétzen zur
Steuerung der Ansiedlung von Einzelhandel sgrof3projekten auf regionaler Ebene erforderlich.
Diese Aufgabe wird auch durch das Landesplanungsgesetz vom 10.07.2003 (LplG), § 11 (3) so-
wie durch den Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Wrttemberg vom 23.07.2002 (LEP 2002)
vorgegeben. Von grundlegender Bedeutung ist auch die Verwatungsvorschrift des Wirtschafts-
ministeriums Baden-Wirttemberg zur Ansiedlung von Einzelhandelsgrof3projekten (Einzel-
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handelserlass) vom 21.02.2001 (GABI. vom 30.03.01) sowie die Baunutzungsverordnung vom
23.01.1990 (BauNV O).

Als Einzelhande sgrof3projekte werden Einkaufszentren, grof3fléachige Einzelhandelsbetriebe und
andere grof¥flachige Handel sbetriebe fir Endverbraucher verstanden, die nach den Vorgaben des §
11 (3) BauNVO nur in Kern- oder Sondergebieten zuléssig sind. Einzelhandelsbetriebe sind
grof¥flachig im Sinnevon § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNV O, wenn sie eine V erkaufsflache von 800
m? Uberschreiten (Urteil des BVerwG vom 24.11.05 —4 C 10.04). Ab wann eine kern- oder sonder-
gebietspflicht entsteht, und damit wesentliche Auswirkungen u.a. auf die Ziele der Raumordnung
und Landesplanung anzunehmen sind (Regiona bedeutsamkeit), wird durch die Vermutungsgrenze
gemald § 11 (3) BauNVO beschrieben. Diese Grenze liegt i.d.R. geméld BauNVO bei einer
Geschossflache von mehr als 1200 m2. Dieser Wert ist nicht as absoluter Grenzwert anzusehen.
Entscheidungskriterien, ob tatsdchlich wesentliche Auswirkungen zu erwarten und der
Schwellenwert hoher oder niedriger anzusetzen sind, sind

o Grof3e, Lage und Warenangebot des Betriebs
o Zentralitét und Verflechtungsbereich der Standortkommune
e Sicherung der verbrauchsnahen Versorgung

Zusammenfassend ist eine Einzelfallbeurteilung notwendig. Entscheidender Ansatzpunkt fir die
regional planerische Bewertung bleibt jedoch die Regel vermutungsgrenze gemald § 11 (3) BauNVO.

Zu291

Die Versorgung mit Gltern des téglichen Bedarfes muss fir die gesamte Bevélkerung in alen
Teilen der Region sichergestellt sein. Insbesondere dltere sowie nicht-motorisierte Menschen sind
dabel auf eine verbrauchernahe Versorgung angewiesen. Daher sollen die bestehenden inner-
ortlichen Versorgungskerne (Stadt-/Ortskerne) gesichert und in angemessenem, d.h. dem ihrer
zentral Ortlichen Funktion entsprechenden, Umfang weiterentwickelt werden. Neben der Aufgabe,
die verbrauchernahe Versorgung zu gewdhrleisten, trdgt der Einzelhandel in den Ver-
sorgungskernen zur Erhaltung von lebendigen Stadt-/Ortskernen bei. Eine Ansiediung an nicht
integrierten Standorten am Orts-/Stadtrand kann dagegen zu einem Funktionsverlust der oft durch
Einzelhandel geprégten Innenstddte und Ortskerne fihren. Insbesondere wenn Einzelhan-
delsgrof3projekte am Stadtrand angesiedelt werden und damit zu Ful3 nicht mehr erreichbar sind,
spielt die Anbindung an den Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) eine wesentliche Rolle.
Eine nachtragliche Anbindung an den OPNV verursacht sehr hohe Kosten und scheitert daher in
den meisten Falen. Aus den genannten Grinden sollen Einzelhandelsgrof3projekte vorrangig an
integrierten, wohngebietsnahen Standorten angesiedelt werden, die darliber hinaus Uber eine gute
OPNV Anbindung verfiigen.

Zu29.2

Die genannten Einzelhandelsgrof3projekte entsprechen den in § 11 (3) BauNVO aufgefihrten
Vorhaben. Hierzu wird auch auf den Einzelhandel serlass verwiesen. Die Plansitze 2.9.2 Z (1), N
(2), Z (3), N (4) und Z (5) basieren auf den Vorgaben des LEP 2002. Da der LEP 2002 mit den
Plansdtzen 3.3.7, 3.3.7.1, 3.3.7.2 bereits differenzierte Regelungen zur Steuerung der Ansiedliung
von Einzelhande sbetrieben vorgibt, ist eine weitere Konkretisierung auf regionaler Ebene nur in
geringem Mal3e erforderlich.

In Plansatz 2.9.2 Z (1) wird als Ziel der Raumordnung festgelegt, dass Einzelhandel sgrof3projekte
grundsétzlich nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zuldssig sind. Dartiber hinaus wird in Aus-
nahmeféllen gemald LEP 2002 Plansatz 3.3.7 zur Sicherung der Grundversorgung auch in Klein-
zentren oder Gemeinden ohne zentral 6rtliche Funktion die Ausweisung, Errichtung oder Erweite-
rung von Einzelhandel sgrof3projekten ermdglicht. Diese Ausnahmeregelung soll den Gemeinden,
die Uber keinen Lebensmittel-Einzelhandel mehr verfiigen, eine Lebensmittel-Grundversorgung
gewdhrleisten. Des Weiteren konnen im Verdichtungsraum ausnahmsweise auch Kleinzentren und
Gemeinden ohne zentral 6rtliche Funktion als Standorte fur Einzelhandel sgrof3projekte in Betracht
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kommen, da insbesondere im Verdichtungsraum die hohe Siedlungsdichte und die damit verbun-
dene Entwicklung von neuen ,Versorgungszentren® zu einer Uberlagerung zentralortlicher Funk-
tionen beigetragen haben. Als weitere Ausnahmemdglichkeit nennt der LEP 2002 in seiner Be-
griindung zu 3.3.7 den Nachweis eines atypischen Falles. Das Vorliegen eines atypischen Fals ist
gemald Art. 2.3.2 Einzelhandelserlass insbesondere dann gegeben, wenn beispielsweise der
Einzugsbereich des Betriebs im Warenangebot bisher unterversorgt war und innerhab des
Einzugsbereiches des Betriebes zentrale Versorgungsbereiche an anderen Standorten nicht
vorgesehen oder vorhanden sind oder wenn der Betrieb in zentraler und in integrierter Lage
errichtet werden soll und durch die Errichtung ein vorhandenes Zentrenkonzept nicht gestért wird.

Neben der grundsétzlichen Zuordnung von Einzelhandel sgrof3projekten zu den zentralen Orten, ist
gemad LEP 2002 Plansatz 3.3.7.1 die Verkaufsfliche des Betriebes auf die Gréfe der Ge-
meinde/Stadt und ihren Verflechtungsbereich abzustimmen. Diese Begrenzung soll sicherstellen,
dass der Zentrale Ort bzw. auch die Gemeinden ohne zentra drtliche Funktion, in denen Einzel-
handel sgrof3projekte ausnahmsweise zuldssig sind, die ihnen zugewiesenen Aufgaben erfillen.
Gleichzeitig wird dadurch verhindert, dass ein Zentraler Ort durch die Aufgabenwahrnehmung
aulRerhalb des ihm zugewiesenen raumlich-funktionellen Aufgabenbereichs die raumlich-strukturell
bedeutsame Aufgabenwahrnehmung durch die anderen Zentralen Orte beeintréchtigt. Der
Verflechtungsbereich von Mittelzentren sind die jeweiligen Mittelbereiche, von Unter- und Klein-
zentren ist dies der jeweilige Nahbereich, von Gemeinden ohne zentral 6rtliche Funktion ist dies das
Gemeindegebiet. Gemdl Einzelhandelserlass Art. 3.2.1 ist ein Einzelhandelsgrof3projekt dann
unvertréglich und das Kongruenzgebot verletzt, wenn mehr als 30 % des Umsatzes aul3erhalb des
Verflechtungsberei ches erzielt werden sollen.

Der LEP 2002 bestimmt dartiber hinaus in Plansatz 3.3.7.2 als weitere Zulassungsvoraussetzung,
dass die Einzelhandelsstandorte auf die Funktionsfahigkeit des zentra 6rtlichen Versorgungskerns
der Standortgemeinde und anderer zentraler Orte sowie auf die Funktionsfahigkeit der sonstigen
Versorgungsbereiche in den Stadt-/Ortsteilen der Standortgemeinde abzustimmen sind. Die Funk-
tionsfahigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemeinde oder anderer Zentraler Orte ist gemaf
Begriindung zum LEP 2002 in der Regel als wesentlich beeintréchtigt anzusehen, wenn dort wegen
des zu erwartenden Kaufkraftabflusses Geschéftsaufgaben drohen. Auch hier gibt der Ein-
zelhandelserlass einen Anhaltswert vor, ab wann mit erheblichen Beeintrachtigungen zu rechnen
ist. Gemdl Einzelhandelserlass Art. 3.2.2.3 ist ab einem Umsatzverlust bei zentren- oder nahver-
sorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 10 % und bei nicht zentrenrelevanten und nicht nahver-
sorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 20 % mit erheblichen Beeintrachtigungen der Versor-
gungsstruktur zu rechnen.

Hersteller-Direktverkaufszentren bzw. Fabrikverkaufszentren (, Factory-Outlet-Center” (FOC)) sind
i.d.R. Einkaufszentren, in denen mehrere Hersteller ihre eigenproduzierten Waren direkt an den
Endverbraucher verkaufen. Raumordnerisch sind sie wie Einzelhandel sgrof3projekte zu behandeln
und unterliegen somit den Vorgaben des Kapitels 2.9. Fir Einrichtungen mit weniger als 5000 m?
Geschossflache sind auch Standorte in Mittelzentren mdglich. Die Auswirkungen sind in der Regel
in eéinem Raumordnungsverfahren zu priifen.

Fur Einzelhandelsgrof3projekte ist gemal? § 18 (1) LplG i.V.m. 8§ 1 Satz 3 Nr. 19 RoV in der Regel
ein Raumordnungsverfahren durchzufithren. Uber die Durchfiihrung eines Raumordnungsverfah-
rens entscheidet das Regierungsprasidium im Einzelfall.

2u29.27(6),Z(7),G(8)

Zentrale Orte sind Standorte fr Uber6rtliche V ersorgungsei nrichtungen. Es werden Funktionen des
Einzelhandels, der Kultur, der Verwaltung, der sozialen Einrichtungen etc. gebiindelt, so dass sich
gute Erreichbarkeiten ergeben. Insbesondere das Ober-, die Mittel- und Unterzentren sind dabei fur
die Ansiedlung von Einzelhandel sgrof3projekten geeignet. Eine Zuordnung des Einzelhandels auf
die Gesamtgemeinde ist jedoch nicht ausreichend. Die Lage innerhalb des Zentralen Ortes spielt
hinsichtlich der Auswirkungen eine wesentliche Rolle.




Standorte fur Einzelhandelsgrof3projekte an der Peripherie filhren zu einer enormen Beeintréchti-
gung der traditionellen Funktionen von gewachsenen Zentren. Stadtkerne verlieren ihre Funktion
as zentraler Versorgungsbereich, die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung wird geféhrdet
(insbesondere fur Menschen ohne Auto sowie dtere Menschen), der Wettbewerb verschérft sich
und es ist mit Ruckgang von lokalen Einzelhandelseinrichtungen zu rechnen. Dartber hinaus
erhdhen sich das Verkehrsaufkommen und damit auch die Umweltbelastung. Soll diesen negativen
Auswirkungen entgegengewirkt werden, muss eine Verlagerung von Einzelhandel sgrof3projekten
an die Stagt-/Ortsrénder verhindert werden. Neue Einrichtungen missen den Versorgungskernen
zugeordnet werden.

Daher wurden gemal3 LplG § 11 (3) und LEP 2002 -analog der Vorgehensweise des Verbandes
Region Stuttgart- in der Raumnutzungskarte in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Kom-
munen und Stéadte flr das Oberzentrum, die Mittel- und Unterzentren Bereiche abgegrenzt, in denen
sich Einzelhandelsgrofprojekte ansiedeln koénnen. Die Abgrenzung erfolgte auf der Basis der
Vorschlage der Kommunen und Stadte.

Dabel wurden zwel Bereiche unterschieden.

1. Versorgungskerne

Durch den Versorgungskern wird ein Bereich gebietsscharf abgegrenzt, in dem sich Einzel-
handel sgrof3projekte mit zentrenrelevantem Sortiment ansiedeln sollen. Diese raumliche Konkreti-
sierung soll Fehlentwicklungen wie der Ansiedlung von Einzelhandelsgrof3projekten ,,auf der gri-
nen Wiese" entgegenwirken und damit die Innenstédte starken. AuRBerhalb der festgelegten Ver-
sorgungskerne ist eine Ansiedlung von Einzel handel sgrof3projekten ausgeschl ossen.

Die Abgrenzung der Versorgungskerne in der Raumnutzungskarte bedeutet nicht, dass innerhab
dieser Bereiche Einzelhandel tberall sinnvoll und zuldssig ist. Es wird lediglich ein Bereich fest-
gelegt, der fur solche Vorhaben aus regionaplanerischer Sicht grundsétzlich geeignet ist. Ob die
Ansiedlung eines Vorhabens in diesem Bereich sinnvoll und zuléssig ist, muss dennoch in jedem
Einzelfall geprift werden. Es werden also keine konkreten Standorte festgelegt, sondern es werden
aus regionalplanerischer Sicht ,integrierte Lagen“ dargestellt. Die konkrete Ausformung der
Bereiche liegt im Aufgabenbereich der Kommunen und findet im Rahmen der Bauleitplanung statt.

Kriterien, die bei der Abgrenzung bericksichtigt wurden:

e Es wurden keine einzelnen konkreten Standorte abgegrenzt, sondern zusammenhangende
Bereiche, in denen sich Einzelhandel sgrof3projekte ansiedeln sollen. Dabei wurden auch Ent-
wicklungsmaoglichkeiten berticksichtigt.

e Der Versorgungskern umfasst die bestehenden zentralen Einkaufd agen.

e Songtige publikumsintensive 6ffentliche Einrichtungen wie z.B. Behdrden wurden ebenfallsim
Versorgungskern beriicksichtigt und mit einbezogen, soweit sie in Stadt-/Ortskernndhe lagen.

e FuRlaufige Erreichbarkeit bzw. giinstige Lage zu OPNV.

Die Versorgungskerne werden in der Raumnutzungskarte durch die entsprechende Signatur ge-
kennzeichnet und damit raumlich konkretisiert. Erganzend wird in der nachstehenden Tabelle die
réumliche Lage ndher beschrieben. Diese Beschreibung gibt die Lage nur grob wieder und stellt
keine exakte raumliche Abgrenzung dar. Dies ist auch der Fall, wenn auf StralRennamen Bezug
genommen wurde. Es gilt als verbindliche Abgrenzung die gebietsscharfe Festlegung in der
Raumnutzungskarte.

2. Ergénzungsstandorte in Randlage

In den Versorgungskernen sind nach Mdglichkeit auch Einzelhandel sgrof3projekte mit nicht-zent-
renrelevantem Sortiment anzusiedeln. Bei solchen Einzelhandel sbetrieben (z.B. Mébel-, Bau- und
Gartenmérkte) ist jedoch zu berticksichtigen, dass diese auf Grund ihres Warenangebotes (iber-
wiegend keine Innenstadtrelevanz besitzen und darlber hinaus oft schwer in den historischen




Stadtkernen realisiert werden konnen. Daher schafft Plansatz 2.9.2 Z (7) die Mdglichkeit, diese
auch in Randlagen zu realisieren.

Kriterien, die bei der Abgrenzung bericksichtigt wurden:

o Moglichkeit der Anbindung an bestehende und geplante Uberdrtliche Stral3en.
¢ Vorhandene Ansétze von bereits bestehenden Einzelhandel sansi edlungen.

In der Raumnutzungskarte werden diese Ergénzungsstandorte symbolhaft (E) festgelegt. In der
Regel handelt es sich hierbei um Bereiche, in denen bereits Einzel handel sbetriebe bestehen. Mit der
Festlegung ist eine Ansiedlung auf3erhalb der gekennzeichneten Bereiche nicht ausgeschlossen. Die
Ausweisung neuer Einzelhandel sgrof3projekte fir nicht zentrenrel evante Sortimente auch au3erhalb
der Versorgungskerne ist alerdings nur dann zulédssig, wenn die Gemeinde den Nachweis des
Fehlens geeigneter Standorte innerhalb der Versorgungskerne erbringt. Diesen Nachweis hat die
Gemeinde auf Grund einer Prifung der ernsthaft in Betracht kommenden oder sich aufdrangenden
Standorte zu erbringen. Es kommt dabei nicht darauf an, ob der Vorhabentréger Uber geeignete
Flachen in stadtebaulich integrierter Lage verfigt. Entscheidend ist vielmehr, ob Flachen in
stadtebaulich integrierter Lage vorhanden sind, die nach planungsrechtlichen Méglichkeiten fur
Einzelhandelsgrof3projekte der beabsichtigten und zuldssigen Art und Grofenordnung zur
Verfligung stehen.

Bei den Erganzungsstandorten handelt es sich um Angebotsstandorte, die aus regional planerischer
Sicht vorrangig in Betracht gezogen werden sollen. Sollte sich jedoch ergeben, dass ein anderer
Standort besser fir eine Ansiedlung geeignet ist, soll diesem Vorhaben nichts entgegenstehen.
Dabel missen sonstige regiona planerische Zielsetzungen eingehalten werden und es dirfen sich
keine negativen Auswirkungen auf benachbarte Zentrale Orte sowie der Funktion der Innenstadt
ergeben.

In der folgenden Tabelle wird fir die betroffenen Zentralen Orte die rdumliche Lage der Versor-
gungskerne und der Ergénzungsstandorte néher beschrieben:

Zentraler Ort Begriindung und réumliche Lage der V ersorgungskerne / Erganzungs-
standorte
OZ Pforzheim Der Vorschlag des Oberzentrums wurde groftenteils Ubernommen. Der

Versorgungskern der Kernstadt wurde um einen Bereich nérdlich der
Bahnlinie sowie um den Bereich um den ,Sedanplatz‘ erweitert, da dort
wesentliche V ersorgungsangebote zu finden sind.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird in der Kernstadt im Norden
durch die Hohenzollernstral3e, im Osten durch die Anshelm- bzw. Park-
stral¥e, im Siden durch die Calwer Stralte sowie im Westen durch die Jahn-
bzw. Emilienstral3e begrenzt. Dariiber hinaus befindet sich in Brétzingen
ein Versorgungszentrum. Dieses wird im Norden durch die Bahnlinie, im
Osten durch die Post bzw. durch die Christuskirche, im Siiden durch die
Kirchenstral3e und im Westen durch die Habermehlstral3e begrenzt.

Ergénzungsstandorte befinden sich auf der Wilferdinger Hohe, dem
Brotzinger Tal sowie der Kieselbronner Strale.

MZ MUhlacker Der Vorschlag der Stadt Mihlacker zum Versorgungskern wird tbernom-
men. Das abgegrenzte Gebiet geht Uber den eigentlichen zentral6rtlichen
V ersorgungsschwerpunkt hinaus.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern schliefdt den Bereich ndrdlich bis
zur Bahnlinie, 6stlich bis zum Kilingwald, stdlich bis zur Enz und west-
lich bis zum stadtischen Freibad ein.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich B 10/Einmundung Osttangente
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Zentraler Ort

Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-
standorte

Richtung Krankenhaus festgel egt.

MZ Calw

Die Abgrenzung entspricht zum Teil dem Vorschlag des Mittelzentrums
Caws. Es sind ale wesentlichen Versorgungseinrichtungen einbegriffen.
Die Aufnahme eines weiteren Versorgungskerns im Bereich Stuttgarter
Straf3e / Schiitzenstraf3e wurde auf Grund der Lage aul3erhalb der Kernstadt
abgelehnt.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird nordlich im Bereich der
Kriminalpolizei, dstlich durch die Bahnlinie + einem Bereich entlang der
Stuttgarter Stral3e, stidlich durch Kirche/Jugendhaus und westlich durch den
Hirsauer Wiesenweg / Im Zwinger /H. Haffner Stral3e begrenzt.

Ein Ergénzungsstandort wird im Bereich des Gewerbegebietes Stamm-
heimer Feld festgelegt.

MZ Bad
Wildbad

Dem Vorschlag der Stadt Bad Wildbad wurde entsprochen. Alle wesentli-
chen zentralen Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen in Bad
Wildbad sind einbegriffen. Zusétzlich wird auf Wunsch der Stadt ein wei-
terer Versorgungskern in Calmbach festgelegt.

Raumliche Lage: Westlich wird der Versorgungskern in Bad Wildbad durch
die vorhandene Stadtbahnlinie, ¢stlich durch die Bismarkstral3e, stdlich
durch das Rathaus und nordlich durch den Bereich des Bahnhofs. Der
Versorgungskern in Calmbach ist der Bereich Neukauf / Arztehaus.

In Bad Wildbad direkt werden keine Erganzungsstandorte festgelegt. Der
Industriepark Enz/Nagold, an dem auch Bad Wildbad beteiligt ist, bietet
sich als Ergénzungsstandort fir mehrere Gemeinden an.

MZ Nagold

Die Abgrenzung entspricht dem Vorschlag des Mittel zentrums Nagold. Der
Bereich stellt den erweiterten Innenstadtbereich dar, der auf der Grundlage
eines Gutachtens von der Stadt abgegrenzt wurde.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird nérdlich durch die Lange
Straf3e, 6stlich durch die Bahnlinie, sudlich durch die Gréfenwiesenstralie
und westlich durch die Nagold begrenzt.

MZ Horb

Dem Vorschlag der Verwaltung der Stadt Horb wurde entsprochen. Die
zentralen V ersorgungseinrichtungen sind erfasst.

Raumliche Lage: Im Norden wird der Versorgungskern durch Altenheim
und Grundschule, im Osten durch die Bahnlinie, im Siden durch den
Bahnhofsbereich und im Westen durch Stiftskirche begrenzt.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich Hohenberg Ost festgel egt.

MZ
Freudenstadt

Dem Vorschlag der Stadt Freudenstadt wurde grof3tenteils entsprochen. Die
Kernstadt mit zentraler Einkaufslage ist als Versorgungskern erfasst. Der
Vorschlag eines zweiten Versorgungskerns im Gewerbegebiet westlich der
B 294 wird nicht Gbernommen, da es sich hierbei um eine Randlage
handelt.

Raumliche Lage: Im Norden bildet die Hindenburgstrai3e/Gottlieb-Daimler
Str. die Abgrenzung, im Osten die Bahnhof sstraf3e/L udwig-Jahn-Stral3e, im
Slden das Kurhaus und im Westen die Rappenstralie.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich der bestehenden Gewerbegebiete
Freudenstadt und Wittlensweiler festgelegt, da hier bereits Einzelhandels-
strukturen bestehen.

uz

K énigsbach-
Stein/
Remchingen

Der Vorschlag des Doppel-Unterzentrums wird teilweise Gbernommen. Es
wird ein Versorgungskern in Konigsbach, in Stein sowie in Remchingen
festgelegt, mit denen die zentralen Einkaufslagen erfasst wurden.

Raumliche Lage: In Stein besteht der Kern im Bereich der Ortsmitte, dem
Bereich Marktplatz, untere Bauschlotter Stralle, Bachgasse und
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Zentraler Ort

Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-
standorte

Konigsbacher Straf3e bis zur Heynlin-Passage. Der Versorgungskern in
Konigsbach umfasst im 6stlichen Bereich die Bahnhofstral3e, im westlichen
Bereich die Durlacher Stral’e und wird im Norden begrenzt durch die
Woassinger-, die Brettener- und die Leopoldstal3e. Der Versorgungskern in
Remchingen umfasst den Bereich nordlich bis zur Wilferdinger Stral3e /
Schwarzwaldstralde, dstlich bis zur Buchwaldstral3e, stdlich bis zur Pfinz
(ausgenommen ,,Im Bruch") / Marktstraf3e und westlich bis zur Schulstral3e.

Als Erganzungsstandorte werden der Bereich ,Billacker”/ ,Dajasécker”
»Wilferdingen Ost“ fur Remchingen und der Bereich , Pl6tzer-Einkaufen
und Sport“ fur Konigsbach-Stein festgelegt. Der von der Gemeinde
Konigshach-Stein vorgeschlagene Erganzungsstandort an der Einmindung
der L 611 in die L 570 wird auf Grund der dort ausgewiesenen Griinzasur
abgelehnt.

UZ Neuenblrg/
Straubenhardt

Fir das Doppel-Unterzentrum wird in Neuenblrg ein Versorgungskern
festgelegt. Mit diesem Versorgungskern sind die zentraen Einkaufdagen
erfasst. In Straubenhardt werden zwei Versorgungskerne festgelegt. Zum
Einen der Versorgungskern ,Conweiler West* und zum Anderen der
Versorgungskern ,, Schwann West”.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern in Neuenbiirg wird im Norden und
Westen durch die Alte Pforzheimer Stral3e begrenzt, im Siiden durch die
Brunnenstral3e und im Osten wird der Versorgungskern durch die Kirche,
Vordere Schlosssteige begrenzt. Der Versorgungskern ,, Conweiler West” in
Straubenhardt wird im Norden durch die Heinrich-Hertz-Stral3e, im Stiden
durch die Albert-Einstein-Stral3e, im Osten durch die Max-Planck-Stral3e
und im Westen durch die Benzstral3e begrenzt. Der Versorgungskern
»Schwann West” in Straubenhardt wird im Siiden durch die Hauptstral3e, im
Westen durch die Blumenstral3e, im Osten durch die K 4547/Neuenbiirger
Stral3e und im Norden durch die Ginsterstrale begrenzt.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich Gewerbegebiet Conweiler West
festgel egt.

UZ Altensteig

Dem Vorschlag wurde grofdtenteils entsprochen. Die zentralen vorhandenen
und geplanten Einkaufdagen sind erfasst.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern umfasst den gesamten Bereich der
Bahnhofsstral3e bis im Suiden zur Egenhauserstralde / Schlossbergstrasse. Im
Westen wird der Versorgungskern durch den Kindergarten und im Osten
durch den Boysen-Kreisel begrenzt.

Als Ergdnzungsstandorte werden zum einen Turmfeld I-1V und zum
anderen der Interkommunale Industriepark Enz/Nagold fur Bad Wildbad
und Altensteig festgelegt. Darlber hinaus wird im Gewerbegebiet
~Lohmihlenweg" ebenfalls ein Ergdnzungsstandort festgelegt.

UZ Baiersbronn

Baiersbronn hat keinen eigenen Vorschlag vorgelegt. Der abgegrenzte Be-
reich umfasst das Zentrum Baiersbronns mit den wesentlichen Einkaufs-
maoglichkeiten und publikumsintensiven 6ffentlichen Einrichtungen.
Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird im Norden durch die Murg-
talstral3e, im Osten durch die Bahnhofsstral3e, im Siiden durch die Kurver-
waltung und im Westen durch das Schwimmbad begrenzt.

Ergénzungsstandorte werden keine festgel egt.

UZ Alpirsbach

Der Vorschlag der Stadt Alpirsbach konnte nicht Gbernommen werden, da
es sich bel der Abgrenzung nicht um den zentralen Versorgungsbereich in
der Innenstadt, sondern um ein Sondergebiet-Einzelhandel in Randlage
handelt. Die vom Regionalverband vorgenommene Festlegung umfasst den
V ersorgungsschwerpunkt in zentraler Lage. Zusétzlich wird auf Wunsch der
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Zentraler Ort Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-

standorte

Stadt ein Versorgungskern im Bereich eines geplanten Lidl-Standortes an
der Freudenstadter Stral3e festgel egt.

Raumliche Lage: Der zentrale Versorgungskern umfasst den Bereich ent-
lang der Freudenstadter Stral3e, im Westen einschliefdlich des Bahnhofs, im
Norden einschliefflich des Bereichs um den Kindergarten, im Osten bis zum
Kurgarten und im Suiden bis zur Aischbachstralie.

Ein Ergadnzungsstandort wird im SO-Einzelhandel stdlich Alpirsbach fest-
gesetzt.

UZ Dornstetten Der Vorschlag der Stadt Dornstetten wurde Ubernommen. Mit dem abge-
grenzten Bereich ist der Versorgungskern erfasst.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird gebildet durch den Bereich
westlich bis zur Feuerwehr, nordlich bis zum Birkenweg, 6stlich bis zur
Polizei und stdlich einschliefdich des Bereichs um den Marktplatz, Stadt-

halle und des Hallenbades.

Ein Erganzungsstandort wird im Bereich des Gewerbegebietes Hochgericht-
stral3e festgel egt

Zu29.2V (9

Zu den nahversorgungsrelevanten Sortimenten zdhlen vor allem die Waren des téaglichen Bedarfs,
insbesondere fir die wohnortnahe Grundversorgung mit Lebensmitteln und Getrénken. Andere
Sortimentsgruppen wie Drogerie-, Kosmetik- und Haushaltswaren gelten im Einzelfall als
nahversorgungsrelevant, wenn sie in der Innenstadt oder im Ortskern nicht von besonderem
Gewicht sind. Die Nahversorgung muss auch auf3erhalb der zentralen Orte sichergestellt werden.

Die Ausweisung, Errichtung und Erweiterung von grof3flachigen Nahversorgungsmaérkten sollte in
den abgegrenzten Versorgungskernen oder Ortskernen erfolgen. Wenn und sofern dort keine
Standorte verflgbar sind, ist die Ausweisung, Errichtung und Erweiterung von grof3fléchigen
Nahversorgungsmérkten auch aufRerhalb dieser Standortlagen mdglich. Somit sind neben den
Innenstédten, Ortszentren und Stadtteilzentren in Bezug auf die Nahversorgung auch Standorte
maoglich, die innerhalb oder in rdumlicher Zuordnung zu Wohngebieten liegen.

Far grof3flachige Nahversorgungsmaérkte gelten die Regelungen des Plansatzes 2.9.2, inshesondere
das Kongruenz- und Integrationsgebot sowie Beeintrachtigungsverbot. Die Vertraglichkeit eines
konkreten VVorhabensist Giber ein Gutachten und ggf. ein Raumordnungsverfahren nachzuweisen.

Liste zur Unterscheidung zentrenrelevanter und nicht-zentrenrel evanter Sortimente:

Zentrenrelevante- und
nahver sor gungsr elevante Sortimente

nicht-zentrenr e evante Sortimente

Zentrenrelevante Sortimente: - Mobd, Kiichen, Biromdbel

waren, Buroorganisation

Kungt, Antiquitéten
Baby-/Kinderartikel

Bekleidung, L ederwaren, Schuhe
Unterhaltungsel ektronik, Computer,
Elektrohaushaltswaren, Foto, Optik
Einrichtungszubehdr (ohne Mobel),
Haus- und Heimtextilien, Bastelartikel,
Kunstgewerbe

Musikalienhandel

- Bucher, Zeitschriften, Papier, Schreib- - Sanitdreinrichtung

Teppichboden, Tapeten, Malereibedarf
Gartenwerkzeuge, -baustoffe, -mébel
Kfz, Motorréder, Fahrrader und Zubehor
Campingartikel

Boote und Zubehor

Holz, Bauelemente, wie z.B. Fenster,
Tdren

Pflanzen und Zubehor
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- Uhren, Schmuck
- Spiewaren, Sportartikel

Nahversorgungs- (gegebenenfalls auch
zentren-) relevante Sortimentsgruppen:

- Lebensmittel, Getranke

- Drogerie, Kosmetik, Haushaltswaren

In der Regel zentrenrel evante Sortimente:
- Teppiche (ohne Teppichbdden)
- Blumen
- Tiere, Tiernahrung, Zooartikel

Vgl. Einzelhandelserlass

Diese Liste stellt keine abschlief?ende oder verbindliche Festlegung zentrenrelevanter und nicht-
zentrenrelevanter Sortimente dar. Ob ein Sortiment letztlich als zentrenrelevant oder nicht-
zentrenrelevant eingestuft werden kann, ist vom Einzelfall - von der Versorgungsstruktur der
Gemeinde - abhangig.

Zu29.3

In den Zentren sind Agglomerationen erwiinscht und haben in der Regel positive Auswirkungen.
Daher wird die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben in den Orts-/Stadtzenten grundsétzlich
unterstiitzt. Die konkrete Zuléssigkeit richtet sich nach den Plansdizen 2.9.2 Z (1) bis2.9.2V (9).

Wachsen Agglomerationen jedoch mit der Zeit in Gewerbegebieten an peripheren Standorten
heran, sind &hnliche negative Wirkungen wie bei Einzelhandelsgrof3projekten zu beobachten.
Negative Auswirkungen insbesondere auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf
die verbrauchernahe Versorgung der Bevoélkerung, auf die Entwicklung zentraler V ersorgungskerne
in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden, auf das Orts- und Landschaftsbild oder auf den
Naturhaushalt kénnen somit nicht nur durch einzel ne Einzel handel sgrof3projekte verursacht werden.
Ahnliche Auswirkungen kénnen auch bei mehreren kleineren in enger raumlicher Nahe liegenden
Einzelhandel shetrieben entstehen, die jeder flr sich betrachtet unter der Grof¥flachigkeit bleiben.
Da Agglomerationen somit die gleichen negativen Auswirkungen haben kénnen wie Einzelhan-
delsgrof3projekte, miissen sie auch wie Einzelhandelsgrof3projekte behandelt werden, da sonst
gleiches ungleich behandelt werden wirde. Der gewéhlte Abstand von 150 m Luftlinie zwischen
den Gebaudeeingangen zur Definition einer Agglomeration ist orientiert an der Entfernung bis zu
welcher relevante Synergieeffekte zu erwarten sind. Synergieeffekte sind nicht mehr feststellbar,
wenn die Entfernung zwischen zwei Einzelhandelsstandorten 200 m oder mehr betragt. Dieser
Ansatz der Entfernung basiert auf einer Untersuchung zu innerstadtischen Shopping-Centern, die
eine Entfernung von mehr als 200 m als problematisch fir positive Synergieeffekte ergeben hat
sowie auf der Erfahrung eines externen Fachbiiros.”

Insbesondere im Fall des Entstehens einer Einzelhandelsagglomeration an nicht integrierten
Standorten kann die Versorgung umliegender Gemeinden erheblich beeintréchtigt werden.
Erfahrungsgemald siedeln sich weitere (fir sich unter der Grof¥lachigkeit bleibende) Fachmérkte
des langerfristigen Bedarfes (beispielsweise Textil-, Elektro- oder Schuhmérkte) hinzu, die dann
auch Versorgungsfunktionen von benachbarten Orten hoherer zentraler Stufe tbernehmen kénnten.
Die Auslastung bestehender Einzelhandel seinrichtungen in den benachbarten Zentralen Orten kann
daher durch die Agglomerationen vor allem an nicht Zentraden Orten erheblich beeintrachtigt
werden. Hinzu kommt, dass oftmals durch staatliche Zuschiisse die Zentren der Zentralen Orte
saniert, modernisiert oder ausgebaut werden. Durch Agglomerationen an peripheren Standorten vor

" Aussage basiert auf einem vom Biiro Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung erarbeiteten Fachbeitrag zur
Fortschreibung des Regionalplans

12



allemin nicht zentralen Orten werden diese Bemiihungen konterkariert. Diese Entwicklung steht im
Widerspruch  zur  regionalplanerischen  Zielsetzung, in den Zentrden Orten die
Einzel handel sfunktionen entsprechend der zentral drtlichen Stufe zu biindeln und die Innenstadte zu
stérken. Um diese Entwicklung zu vermeiden, wurde unter Berlicksichtigung der Urteile des
BVerwG vom 24.11.05 (4 C 14.04, 4 C 8.05 und 4 C 3.05) der Plansatz einschliefdlich Begriindung
angepasst.

Der sicherste Weg zur Unterbindung einer Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben an uner-
wlnschten Standorten ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes, welcher die Ansiedlung des
Einzelhandel s beschrénkt bzw. ausschliefdt.

Zu294

Zur Erhaltung und Entwicklung attraktiver Innenstédte sowie zur Sicherung der verbrauchernahen
Versorgung ist eine Abstimmung auf regionaler und kommunaler Ebene erforderlich. Dazu kdnnen
Einzel handel skonzeptionen einen wesentlichen Beitrag leisten. Ohne eine Einzel handel skonzeption
ist eine sachgerechte Abwagung i.d.R. nicht mdglich. Auch im Einzelhandelserlass wird die
Erarbeitung von Einzelhandelskonzepten zur Steuerung des Einzelhandels empfohlen. Darlber
hinaus wird im Einzelhandelserlass dargestellt, dass Flachennutzungsplénen die Genehmigung zu
versagen ist, falls das Thema der Steuerung von Einzelhandel sgrof3projekten nicht ausreichend
thematisiert wurde. Dies zeigt die zentrale Bedeutung abgestimmter Einzelhandel skonzepte fir die
effiziente Steuerung von Einzel handel sgrof3proj ekten.
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Umweltprifung nach 8§ 2a Landesplanungsgesetz (LplG) — Feststellung Uber das Um-
weltprifungserfordernis geméal § 2a Abs. 4 LplG als Teil der Begriindung

Von einer Umweltprifung kann geman § 2a Abs. 4 LplG abgesehen werden, da es sich lediglich
um geringfiigige Anderungen handelt und die Anderungen voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen haben. Diese Feststellung wurde gemaf 8§ 2a Abs. 4 i.V.m. § 2a Abs. 3
LplG unter Beteiligung des Regierungsprasidiums Karlsruhe sowie der Landratsdmter getroffen.
Die Erwagungen, welche zu dieser Feststellung fihrten, sind im Folgenden dargestellt.

Geringfiigigkeit der Anderung

Durch die Anderung des Plansatzes 2.9.4 Z (Agglomerationen) und die Einfiigung des Vorschla-
ges 2.9.3 V (9) (Nahversorgung) werden keine neuen Gebiete im Regionalplan festgelegt. Es
handelt sich ausschlieBlich um textliche Anderungen und Erganzungen des Kapitels 2.9 —
EinzelhandelsgroRprojekte, mit denen kein Eingriff in eine Flache verbunden ist. Dartiber hinaus
findet insbesondere durch den Plansatz 2.9.3 V (9) lediglich eine Klarstellung der derzeitigen
Handhabung und Genehmigungspraxis statt. Bei der Neuausweisung von zwei Versor-
gungskernen in Straubenhardt im Regionalplan handelt es sich lediglich um zwei Einzelflachen,
welche bereits im genehmigten Flachennutzungsplan als Sondergebiete Einzelhandel ausge-
wiesen sind.

Aus den genannten Griinden ist davon auszugehen, dass es sich lediglich um eine geringfligige
Anderung des Regionalplans handelt.

Ermittlung der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umweltauswirkungen

Da es sich bei der Anderung des Plansatzes 2.9.4 Z (Agglomerationen) und der Einfiigung des
Vorschlages 2.9.3 V (9) (Nahversorgung) ausschlieRlich um eine textliche Anderung und Ergan-
zung des Kapitels 2.9 — Einzelhandelsgrol3projekte handelt und keine Gebiete neu ausgewiesen
werden, findet kein unmittelbarer Eingriff in Natur und Landschaft statt. Darliber hinaus wird durch
die Anderung weder ein Rahmen fiir UVP-pflichtige Projekte nach Anlage 1 des Gesetzes liber
die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) gesetzt noch ist die Anderung mit Beeintrachtigungen
von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) oder eines Européischen Vogel-
schutzgebiets verbunden. Aus den genannten Grinden wird nicht von negativen Auswirkungen
auf die Umwelt ausgegangen. Vielmehr wird durch die Anderung eine positive Umweltentwicklung
gefordert: Oftmals entstehen Agglomerationen in Gewerbegebieten aul3erhalb der gewachsenen
Ortszentren/Innenstadte. Die in Anspruch genommenen Flachen stehen dann fur eine
gewerbliche Entwicklung nicht mehr zur Verflgung und missen an anderer Stelle neu
ausgewiesen werden. Die Anderung des Plansatzes zur Agglomeration tragt daher dazu bei,
diese Nutzungsverdrangung zu vermeiden bzw. zu minimieren und indirekt die Flachen-
neuinanspruchnahme zu reduzieren. Dariiber hinaus zielt der neue Plansatz zur Nahversorgung
darauf ab, die verbrauchernahe Versorgung sicherzustellen. Dadurch kénnen Wege verkirzt und
damit Individualverkehr vermieden werden. Dieses wirkt sich positiv auf Mensch und Umwelt aus.
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Durch die Anderung werden daher in der Tendenz eher positive Auswirkungen erwartet, die
jedoch nicht als erheblich einzuschétzen sind.

Bei der Neuausweisung von zwei Versorgungskernen in Straubenhardt im Regionalplan handelt
es sich um Flachen, welche bereits im genehmigten Flachennutzungsplan als Sondergebiete
Einzelhandel ausgewiesen sind und teilweise bereits Uberbaut sind. Es werden somit auch hier
keine neuen Flachen in Anspruch genommen, die bisher nicht Uberplant waren. Zusétzliche
Umweltauswirkungen sind daher auch durch die Neuausweisung zweier Versorgungskerne im
Regionalplan 2015 nicht gegeben.

Zusammenfassend ist die vorgesehene Anderung des Regionalplans 2015 lediglich geringfiigig
und es sind voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Es wird daher
unter Beteiligung der in LplG § 2a Abs. 3 genannten Behérden festgestellt, dass die Durchfih-
rung einer Umweltprifung geman LplG 8§ 2a Abs. 4 nicht erforderlich ist.

15
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Darstellung der Neufestlegung zweier Versorgungskerne fur Straubenhardt
gemal Plansatz 2.9.2 Z (6) (ehemals 2.9.3 Z (1)) in der Raumnutzungskarte
des Regionalplans 2015
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Baumann
Textfeld
Digitale Datenquelle:
Rauminformationssystem der Region Nordschwarzwald (RINO),
ergänzt durch Daten des Digitalen Landschaftsmodell ATKIS
®-DLM25 BW ©Landesvermessungsamt Baden-Württemberg 
(www.lv-bw.de);Az.:2851.9-1/8, sowie Daten des Räumlichen
Informations- und Planungssystem (RIPS) der Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-Württemberg.  
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1. Anderung des Regionalplans 2015, Kapitel 2.9

Einzelhandelsgro3projekte (Originalfassung)






2.9

2.9.1 VerbrauchernaheVersorgung

G Um ene verbrauchernahe Versorgung zu gewahrleisten, sollen integrierte und
wohngebietsnahe Standorte fir die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben gefor-
dert werden. Die Einzelhandelsstandorte sollen gut fur den Fuf3génger- und Fahr-
radverkehr erschlossen sein und mit dem OPNV erreichbar sein. Die Anforde-
rungen von Familien mit Kindern, Behinderten und Senioren sollen bei der Stand-
ortwahl berlcksichtigt werden.

2.9.2 Standortefiur Einzelhandelsgrol3projekte

Z (1) Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsgrof3projekten ist

grundsatzlich nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zulassig. Im Einzelfall sind

| Einzelhandelsgrof3projekte auch in Kleinzentren oder Gemeinden ohne zentralort-
liche Funktion zulassig, wenn

1. sie zur Deckung des Bedarfs der wohnortnahen Grundversorgung der Gemeinde
erforderlich sind oder

| 2. diese Gemeinden in Verdichtungsraumen liegen und mit Siedlungsbereichen be-
nachbarter Ober-, Mittel- oder Unter zentren zusammengewachsen sind.

| N (2) Die Verkaufsflache der EinzelhandelsgroRprojekte ist so zu bemessen, dass der an-
gestrebte Einzugsbereich des Vorhabens den zentraltrtlichen Verflechtungsbereich
der Standortgemeinde nicht wesentlich Uberschreitet.

Z (3) Die Funktionsfahigkeit des zentralértlichen Versorgungskerns der Standort-
| gemeinde oder die Funktionsfahigkeit anderer Zentraler Orte sowie die verbrau-
chernahe Versorgung dirfen nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

N (4) Einzelhandelsgrof3projekte sollen vorrangig an stadtebaulich integrierten Standorten
ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden.

Z (5) Hersteller-Direktverkaufszentren sind grundsatzlich nur im Oberzentrum zul&ssig.
| Bel einer Geschossflache von weniger als 5000 m?2 kénnen auch Standorte in Mittel-
zentren in Betracht kommen.

Z (-Beciomsllbedon om0 Einzelhandelsgrof3projekte mit zentrenrelevanten Sorti-
menten (vgl. Sortimentliste in der Begrtiindung) sind nur in den Versorgungskernen

der Stadte und Gemeinden anzusiedeln. Die Versorgungskerne werden in der
Raumnutzungskarte gebietsscharf fir Oberzentrum, Mittel- und Unterzentren
abgegrenzt-__ (val. auch Tabelle in der Begrundung). Aulerhalb der

Versorgungskerne sind regionalbedeutsame




| EinzelhandelsgrofprofekteEinzelhandelsgro3projekte mit zentrenrelevanten Sorti-

menten ausgeschlossen.

| Z (2 -Regionatbedeutsame7) Einzelhandelsgrof3projekte mit nicht-zentrenrelevanten
Sortimenten (vgl. Sortimentliste in der Begrindung) sind ebenfalls den Versor-

| gungskernen zuzuordnen. Wenn im Versorgungskern nach Prifung kene
geeigneten Flachen zur Verfligung stehen, ist auch eine Ansiedlung auf3erhalb der
Ver sorgungsker ne moglich.

G (38) AulRerhalb der Versorgungskerne werden in der Raumnutzungskarte Ergan-
zungsstandorte———for———regionalbededtsameEr gdnzungsstandor te fur
Einzelhandelsgrof3projekte mit einem Symbol (E) festgelegt-_(val. auch Tabelle in
der Begrundung). Diese Gebiete sind grundsatzlich fur eine Ansiedlung von
regionalbededtsamen  Einzelhandelsgrol3projekten  mit  nicht-zentrenrelvanten
Sortimenten geeignet und sollen daher bel der Standortsuche aul3erhalb der
Versorgungskernevorrangig in Betracht gezogen wer den.

V (9) Einzelhandelsgrol3pr oj ekte, die der Nahver sorgung (wohnortnahen
Grundversorgunqg) dienen (vgl. Sortimentliste in _der Begrindung), sind den
Versorqgungskernen oder Ortskernen zuzuweisen. Sie konnen im Einzelfall auch an
Standorten aufRRerhalb des Versorgungskerns innerhalb oder in raumlicher
Zuordnung zu Wohngebieten in stadtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen,
errichtet und erweitert werden. Kongruenzgebot und Beeintréchtigungsverbot sind
einzuhalten.

| 29.42.9.3  Agglomerationen

2957 Agolomerationen von mehreren enzelnen fur sich nicht grof3flachigen

Einzelhandelsbetrieben mit _negativen Auswirkungen insbesondere auf die infra-
strukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf die ver brauchernahe Ver sorgung der
Bevolkerung, auf die Entwicklung zentraler Versorqungskerne in_der Gemeinde
oder in_anderen Gemeinden, auf das Orts- und Landschaftsbild oder auf den
Naturhaushalt sind wie ein Einzelhandelsgro3projekt zu behandeln. Plansatz 2.9.2
gilt entsprechend.

Eine Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben entsteht, wenn raumlich nahe bei-
einander liegend mehrere Einzelhandelsbetriebe errichtet werden, zu einem be-
stehenden Einzelhandelsbetrieb ein oder mehrere neue Einzelhandelsbetriebe hinzu
treten oder bestehende Einzelhandelsbetriebe erweitert oder umgenutzt werden, so
dass die Summe der Verkaufsflache der raumlich _nahe beieinander liegenden
Einzelhandelsbetriebe grofRer als 800 m? ist. Raumlich nahe beieinander liegen
Einzelhandelsbetriebe, wenn die Luftlinie zwischen den Gebaudezugangen nicht
langer als 150 mist.




N

®

~

Erarbeitung von Entwicklungskonzepten

Zur Steuerung der Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandels-
grvolprefhabekten sollen die Kommunen en egenes Entwicklungskonzept
erarbeiten. Dieses soll mit den betroffenen Tragern offentlicher Belange abgestimmt
werden.

ngri]ndung

sorgungskerne der Stadte und Geme| nden |st dle Aufnahme von spezifischen Plansétzen zur
Steuerung der Ansiedlung von Einzelhandelsgrof3projekten auf regionaler Ebene erforderlich.
Diese Aufgabe wird auch durch das Landesplanungsgesetz vom 10.07.2003 (LplG), § 811 (3) so-

wie durch den Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Wrttemberg vom 23.07.2002 (LEP 2002)
vorgegeben. Von grundlegender Bedeutung ist auch die Verwatungsvorschrift des Wirtschafts-
ministeriums Baden-Wirttemberg zur Ansiedlung von Einzelhandelsgrofl3projekten (Einzel-
handelserlass) vom 21.02.2001 (GABI. vom 30.03.01) sowie die Baunutzungsverordnung vom
23.01.1990 (BauNV O).

Als Einzelhandel sgrof3projekte werden Einkaufszentren, grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe und
andere grof¥flachige Handel sbetriebe fir Endverbraucher verstanden, die nach den Vorgaben des 8§
11 (3) BauNVO nur in Kern- oder Sondergebieten zuldssig sind. Einzelhandelsbetriebe sind
grof¥fléchigim Sinnevon § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNV O, wenn sie eine V erkaufsfléche von 800
m? Uberschreiten (Urteil des BVerwG vom 24.11.05 —4 C 10.04). Ab wann eine kern- oder sonder-
gebietspflicht entsteht, und damit wesentliche Auswirkungen u.a. auf die Ziele der Raumordnung
und Landesplanung anzunehmen sind (Regiona bedeutsamkeit), wird durch die Vermutungsgrenze
gemal 8 11 (3) BauNVO beschrieben. Diese Grenze liegt i.d.R. gemdR BauNVO be einer
Geschossflache von mehr als 1200 m2. Dieser Wert ist nicht als absoluter Grenzwert anzusehen.
Entscheidungskriterien, ob tatsdchlich wesentliche Auswirkungen zu erwarten und der
Schwellenwert hdher oder niedriger anzusetzen sind, sind

e GrofRe, Lage und Warenangebot des Betriebs
o Zentralitédt und Verflechtungsbereich der Standortkommune
e Sicherung der verbrauchsnahen Versorgung

Zusammenfassend ist eine Einzelfallbeurteilung notwendig. Entscheidender Ansatzpunkt fir die
regional planerische Bewertung bleibt jedoch die Regel vermutungsgrenze gemal? 8 11 (3) BauNVO.

Zu291

Die Versorgung mit Gutern des taglichen Bedarfes muss fir die gesamte Bevolkerung in allen
Teilen der Region sichergestellt sein. Insbesondere dltere sowie nicht-motorisierte Menschen sind
dabei auf eine verbrauchernahe Versorgung angewiesen. Daher sollen die bestehenden inner-
ortlichen Versorgungskerne (Stadt-/Ortskerne) gesichert und in angemessenem, d.h. dem ihrer
zentral Ortlichen Funktion entsprechenden, Umfang weiterentwickelt werden. Neben der Aufgabe,
die verbrauchernahe Versorgung zu gewdhrleisten, trdgt der Einzelhandel in den Ver-
sorgungskernen zur Erhaltung von lebendigen Stadt-/Ortskernen bei. Eine Ansiedlung an nicht
integrierten Standorten am Orts-/Stadtrand kann dagegen zu einem Funktionsverlust der oft durch
Einzelhandel geprégten Innenstédte und Ortskerne fihren. Insbesondere wenn Einzelhan-
delsgrof3projekte am Stadtrand angesiedelt werden und damit zu Fuf® nicht mehr erreichbar sind,
spielt die Anbindung an den Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) eine wesentliche Rolle.
Eine nachtragliche Anbindung an den OPNV verursacht sehr hohe Kosten und scheitert daher in
den meisten Falen. Aus den genannten Grinden sollen Einzelhandel sgrof3projekte vorrangig an
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integrierten, wohngebietsnahen Standorten angesiedelt werden, die dariiber hinaus Gber eine gute
OPNV Anbindung verfiigen.

Zu29.2

Die genannten Einzelhandelsgrof3projekte entsprechen den in § 11 (3) BauNVO aufgefuhrten
Vorhaben. Hierzu wird auch auf den Einzelhandel serlass verwiesen. Die Plansitze 2.9.2 Z (1), N
(2), Z (3), N (4) und Z (5) basieren auf den Vorgaben des LEP 2002. Da der LEP 2002 mit den
Plansdtzen 3.3.7, 3.3.7.1, 3.3.7.2 bereits differenzierte Regelungen zur Steuerung der Ansiedlung
von Einzelhandel shetrieben vorgibt, ist eine weitere Konkretisierung auf regionaler Ebene nur in
geringem Mal3e erforderlich.

In Plansatz 2.9.2 Z (1) wird als Ziel der Raumordnung festgelegt, dass Einzelhandel sgrof3projekte
grundsétzlich nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zuldssig sind. Dartber hinaus wird in Aus-
nahmefallen gemar LEP 2002 Plansatz 3.3.7 zur Sicherung der Grundversorgung auch in Klein-
zentren oder Gemeinden ohne zentral drtliche Funktion die Ausweisung, Errichtung oder Erweite-
rung von Einzelhandel sgrof3projekten ermdglicht. Diese Ausnahmeregelung soll den Gemeinden,
die Uber keinen Lebensmittel-Einzelhandel mehr verfligen, eine Lebensmittel-Grundversorgung
gewdhrleisten. Des Weiteren konnen im Verdichtungsraum ausnahmsweise auch Kleinzentren und
Gemeinden ohne zentra 6rtliche Funktion als Standorte fur Einzelhandel sgrof3projekte in Betracht
kommen, da insbesondere im V erdichtungsraum die hohe Siedlungsdichte und die damit verbun-
dene Entwicklung von neuen ,Versorgungszentren® zu einer Uberlagerung zentral Ortlicher Funk-
tionen beigetragen haben. Als weitere Ausnahmemaglichkeit nennt der LEP 2002 in seiner Be-
grundung zu 3.3.7 den Nachweis eines atypischen Falles. Das Vorliegen eines atypischen Falls ist
gemaB Art. 2. 3 2 E| nzel handelserlass msb@ondere dann gegeben wenn beispielsweise der Antet

S as | wenn-der-Einzugsbereich des
Betrlebs im Warenangebot blsher unterversorgt war und innerhalb des Einzugsbereiches des
Betriebes zentrale Versorgungsbereiche an anderen Standorten nicht vorgesehen oder vorhanden
sind oder wenn der Betrieb in zentraler und in integrierter Lage errichtet werden soll und durch die
Errichtung ein vorhandenes Zentrenkonzept nicht gestort wird.

Neben der grundsétzlichen Zuordnung von Einzelhandel sgrof3projekten zu den zentralen Orten, ist
gemald LEP 2002 Plansatz 3.3.7.1 die Verkaufsflache des Betriebes auf die Grofle der Ge-
meinde/Stadt und ihren Verflechtungsbereich abzustimmen. Diese Begrenzung soll sicherstellen,
dass der Zentrae Ort bzw. auch die Gemeinden ohne zentralortliche Funktion, in denen Einzel-
handel sgrof3projekte ausnahmsweise zuldssig sind, die ihnen zugewiesenen Aufgaben erfillen.
Gleichzeitig wird dadurch verhindert, dass ein Zentraler Ort durch die Aufgabenwahrnehmung
aulRerhalb des ihm zugewiesenen raumlich-funktionellen Aufgabenbereichs die raumlich-strukturell
bedeutsame Aufgabenwahrnehmung durch die anderen Zentralen Orte beeintréchtigt. Der
Verflechtungsbereich von Mittelzentren sind die jeweiligen Mittelbereiche, von Unter- und Klein-
zentren ist dies der jeweilige Nahbereich, von Gemeinden ohne zentral rtliche Funktion ist dies das
Gemeindegebiet. Gemal Einzelhanddserlass Art. 3.2.1 ist ein Einzelhandelsgrofprojekt dann
unvertraglich und das Kongruenzgebot verletzt, wenn mehr als 30 % des Umsatzes auf}erhalb des
Verflechtungsbereiches erzielt werden sollen.

Der LEP 2002 bestimmt dartiber hinaus in Plansatz 3.3.7.2 als weitere Zulassungsvoraussetzung,
dass die Einzelhandel sstandorte auf die Funktionsféhigkeit des zentral 6rtlichen Versorgungskerns
der Standortgemeinde und anderer zentraler Orte sowie auf die Funktionsfahigkeit der sonstigen
Versorgungsbereiche in den Stadt-/Ortsteilen der Standortgemeinde abzustimmen sind. Die Funk-
tionsfahigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemeinde oder anderer Zentraler Orte ist gemaf
Begriindung zum LEP 2002 in der Regel als wesentlich beeintréchtigt anzusehen, wenn dort wegen
des zu erwartenden Kaufkraftabflusses Geschéftsaufgaben drohen. Auch hier gibt der Ein-
zelhandelserlass einen Anhaltswert vor, ab wann mit erheblichen Beeintrachtigungen zu rechnen
ist. Gemal Einzelhandelserlass Art. 3.2.2.3 ist ab einem Umsatzverlust bel zentren- oder nahver-
sorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 10 % und bei nicht zentrenrelevanten und nicht nahver-
sorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 20 % mit erheblichen Beeintréchtigungen der Versor-
gungsstruktur zu rechnen.



Hersteller-Direktverkaufszentren bzw. Fabrikverkaufszentren (,, Factory-Outlet-Center” (FOC)) sind
i.d.R. Einkaufszentren, in denen mehrere Hersteller ihre eigenproduzierten Waren direkt an den
Endverbraucher verkaufen. Raumordnerisch sind sie wie Einzelhandel sgrof3projekte zu behandeln
und unterliegen somit den Vorgaben des Kapitels 2.9. Fir Einrichtungen mit weniger als 5000 m?2
Geschossflache sind auch Standorte in Mittelzentren moglich. Die Auswirkungen sind in der Regel
in eéinem Raumordnungsverfahren zu prifen.

Fur Einzelhandelsgrof3projekte ist gemdald § 4318 (1) LplG i.V.m. 8 1 Satz 3 Nr. 19 RoV in der
Regel en Raumordnungwerfahren durchzufuhren —Depbmhengeéehwenenwen—gemagé—ls—&)

und—semﬁ—hmﬁa”@gemepdeﬂ Uber die Durchfuhrung eines Raumordnungwerfahrens entsche| det
das Regierungsprasidium im Einzelfall.

Zu2.9.327(6),Z(7),G(8)

Zentrale Orte sind Standorte fir Uber6rtliche V ersorgungseinrichtungen. Es werden Funktionen des
Einzelhandels, der Kultur, der Verwaltung, der sozialen Einrichtungen etc. gebiindelt, so dass sich
gute Erreichbarkeiten ergeben. Insbesondere das Ober-, die Mittel- und Unterzentren sind dabei fur
die Ansiedlung von Einzelhandel sgrof3projekten geeignet. Eine Zuordnung des Einzelhandels auf
die Gesamtgemeinde ist jedoch nicht ausreichend. Die Lage innerhalb des Zentralen Ortes spielt
hinsichtlich der Auswirkungen eine wesentliche Rolle.

Standorte fur Einzelhandelsgrof3projekte an der Peripherie flhren zu einer enormen Beeintréchti-
gung der traditionellen Funktionen von gewachsenen Zentren. Stadtkerne verlieren ihre Funktion
as zentraler Versorgungsbereich, die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung wird gefahrdet
(insbesondere fir Menschen ohne Auto sowie dtere Menschen), der Wettbewerb verschéarft sich
und es ist mit Ruckgang von lokalen Einzelhandelseinrichtungen zu rechnen. Dartiber hinaus
erhdhen sich das Verkehrsaufkommen und damit auch die Umweltbelastung. Soll diesen negativen
Auswirkungen entgegengewirkt werden, muss eine Verlagerung von Einzelhandel sgrof3projekten
an die Stagt-/Ortsrénder verhindert werden. Neue Einrichtungen missen den Versorgungskernen
zugeordnet werden.

Daher wurden_gemaR LplG § 11 (3) und LEP 2002 -analog der Vorgehensweise des Verbandes
Region Stuttgart- in der Raumnutzungskarte in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Kom-
munen und Stéadte flr das Oberzentrum, die Mittel- und Unterzentren Bereiche abgegrenzt, in denen
sich Einzelhandelsgrof¥projekte ansiedeln koénnen. Die Abgrenzung erfolgte auf der Basis der
Vorschlage der Kommunen und Stadte.

Dabel wurden zwel Bereiche unterschieden.

1. Versorgungskerne

Durch den Versorgungskern wird ein Bereich gebietsscharf abgegrenzt, in dem sich Einzel-
handel sgrof3projekte mit zentrenrelevantem Sortiment ansiedeln sollen. Diese réumliche Konkreti-
sierung soll Fehlentwicklungen wie der Ansiedlung von Einzelhandel sgrof3projekten ,,auf der gru-
nen Wiese" entgegenwirken und damit die Innenstédte stérken. AulBerhalb der festgelegten Ver-
sorgungskerne it eine Ansiedlung von—regionatbededtsamen  Einzelhandel sgrof3projekten
ausgeschl ossen.

Die Abgrenzung der Versorgungskerne in der Raumnutzungskarte bedeutet nicht, dass innerhalb
dieser Bereiche Einzelhandel tberall sinnvoll und zuldssig ist. Es wird lediglich ein Bereich fest-
gelegt, der fur solche Vorhaben aus regionaplanerischer Sicht grundsétzlich geeignet ist. Ob die
Ansiedlung eines Vorhabens in diesem Bereich sinnvoll und zuléssig ist, muss dennoch in jedem
Einzelfall geprift werden. Es werden also keine konkreten Standorte festgelegt, sondern es werden
aus regionalplanerischer Sicht ,integrierte Lagen“ dargestellt. Die konkrete Ausformung der
Bereiche liegt im Aufgabenbereich der Kommunen und findet im Rahmen der Bauleitplanung statt.



Kriterien, die bei der Abgrenzung berticksi chtigt wurden:

e Es wurden keine einzelnen konkreten Standorte abgegrenzt, sondern zusammenhangende
Bereiche, in denen sich Einzelhandel sgrof3projekte ansiedeln sollen. Dabei wurden auch Ent-
wicklungsmadglichkeiten berticksichtigt.

e Der Versorgungskern umfasst die bestehenden zentralen Einkaufd agen.

e Sonstige publikumsintensive 6ffentliche Einrichtungen wie z.B. Behtrden wurden ebenfalls im
Versorgungskern berticksichtigt und mit einbezogen, soweit sie in Stadt-/Ortskernndhe lagen.

e FuRlaufige Erreichbarkeit bzw. giinstige Lage zu OPNV.

Die Versorgungskerne werden in der Raumnutzungskarte durch die entsprechende Signatur ge-
kennzeichnet und damit raumlich konkretisiert. Ergénzend wird in der nachstehenden Tabelle die
raumliche Lage ndher beschrieben. Diese Beschreibung gibt die Lage nur grob wieder und stellt
keine exakte raumliche Abgrenzung dar. Dies ist auch der Fall, wenn auf Stral*ennamen Bezug
genommen wurde. Es gilt als verbindliche Abgrenzung die gebietsscharfe Festlegung in der
Raumnutzungskarte.

2. Ergénzungsstandorte in Randlage

In den Versorgungskernen sind nach Mdoglichkeit auch Einzelhandel sgrof3projekte mit nicht-zent-
renrelevantem Sortiment anzusiedeln. Bei solchen Einzelhandel sbetrieben (z.B. M6bd -, Bau- und
Gartenmarkte) ist jedoch zu berticksichtigen, dass diese auf Grund ihres Warenangebotes Uber-
wiegend keine Innenstadtrelevanz besitzen und dartber hinaus oft schwer in den historischen
Stadtkernen realisiert werden konnen. Daher schafft Plansatz 2.9.32 Z (27) die Méglichkeit, diese
auch in Randlagen zu realisieren.

Kriterien, die bei der Abgrenzung bericksichtigt wurden:

e Maoglichkeit der Anbindung an bestehende und geplante Uberdrtliche Stralen.
e Vorhandene Ansétze von bereits bestehenden Einzel handel sans edlungen.

In der Raumnutzungskarte werden diese Erganzungsstandorte symbolhaft (E) festgelegt. In der
Regel handelt es sich hierbei um Bereiche, in denen bereits Einzel handel sbetriebe bestehen. Mit der
Festlegung ist eine Ansiedlung auf3erhalb der gekennzei chneten Bereiche nicht ausgeschlossen. Die
Ausweisung neuer Einzelhandel sgrof3projekte fur nicht zentrenrelevante Sortimente auch aul3erhalb
der Versorgungskerne ist alerdings nur dann zuldssig, wenn die Gemeinde den Nachweis des
Fehlens geeigneter Standorte innerhalb der Versorgungskerne erbringt. Diesen Nachweis hat die
Gemeinde auf Grund einer Prifung der ernsthaft in Betracht kommenden oder sich aufdrangenden
Standorte zu erbringen. Es kommt dabel nicht darauf an, ob der Vorhabentréger Gber geeignete
Flachen in stéadtebaulich integrierter Lage verflgt. Entscheidend ist vielmehr, ob Flachen in
stadtebaulich integrierter Lage vorhanden sind, die nach planungsrechtlichen Moglichkeiten fir
Einzelhandelsgrof3projekte der beabsichtigten und zuldssigen Art und Grofenordnung zur
Verfligung stehen.

Bel den Erganzungsstandorten handelt es sich um Angebotsstandorte, die aus regional planerischer
Sicht vorrangig in Betracht gezogen werden sollen. Sollte sich jedoch ergeben, dass ein anderer
Standort besser fir eine Ansiedlung geeignet ist, soll diesem Vorhaben nichts entgegenstehen.
Dabei miissen sonstige regional planerische Zielsetzungen eingehalten werden und es dirfen sich
keine negativen Auswirkungen auf benachbarte Zentrale Orte sowie der Funktion der Innenstadt
ergeben.




In der folgenden Tabelle wird fir die betroffenen Zentralen Orte die rdumliche Lage der Versor-
gungskerne und der Ergénzungsstandorte naher beschrieben:

Zentraler Ort

Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-
standorte

OZ Pforzheim

Der Vorschlag des Oberzentrums wurde groftenteils Ubernommen. Der
Versorgungskern der Kernstadt wurde um einen Bereich nordlich der
Bahnlinie sowie um den Bereich um den , Sedanplatz* erweitert, da dort
wesentliche V ersorgungsangebote zu finden sind.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird in der Kernstadt im Norden
durch die Hohenzollernstral3e, im Osten durch die Anshelm- bzw. Park-
stral3e, im Siiden durch die Calwer Straf3e sowie im Westen durch die Jahn-
bzw. Emilienstral3e begrenzt. Dartber hinaus befindet sich in Brétzingen
ein Versorgungszentrum. Dieses wird im Norden durch die Bahnlinie, im
Osten durch die Post bzw. durch die Christuskirche, im Siden durch die
Kirchenstral3e und im Westen durch die Habermehl stral3e begrenzt.

Erganzungsstandorte befinden sich auf der Wilferdinger Hohe, dem
Brotzinger Tal sowie der Kieselbronner Stral3e.

MZ MUhlacker

Der Vorschlag der Stadt Mihlacker zum Versorgungskern wird tUbernom-
men. Das abgegrenzte Gebiet geht Uber den eigentlichen zentral 6rtlichen
V ersorgungsschwerpunkt hinaus.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern schliefdt den Bereich nordlich bis
zur Bahnlinie, 6stlich bis zum Kilingwald, stdlich bis zur Enz und west-
lich bis zum st&dtischen Freibad ein.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich B 10/Einmindung Osttangente
Richtung Krankenhaus festgel egt.

MZ Calw

Die Abgrenzung entspricht zum Teil dem Vorschlag des Mittel zentrums
Calws. Es sind ale wesentlichen Versorgungseinrichtungen einbegriffen.
Die Aufnahme eines weiteren Versorgungskerns im Bereich Stuttgarter
Straf3e / Schiitzenstraf3e wurde auf Grund der Lage aul3erhalb der Kernstadt
abgelehnt.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird nordlich im Bereich der
Kriminalpolizei, 6stlich durch die Bahnlinie + einem Bereich entlang der
Stuttgarter Stral3e, stidlich durch Kirche/Jugendhaus und westlich durch den
Hirsauer Wiesenweg / Im Zwinger /H. Haffner Stral3e begrenzt.

Ein Ergénzungsstandort wird im Bereich des Gewerbegebietes Stamm-
heimer Feld festgelegt.

MZ Bad
Wildbad

Dem Vorschlag der Stadt Bad Wildbad wurde entsprochen. Alle wesentli-
chen zentralen Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen in Bad




Zentraler Ort

Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-
standorte

Wildbad sind einbegriffen. Zusétzlich wird auf Wunsch der Stadt ein wei-
terer Versorgungskern in Calmbach festgelegt.

Raumliche Lage: Westlich wird der Versorgungskern in Bad Wildbad durch
die vorhandene Stadtbahnlinie, ostlich durch die Bismarkstral3e, stdlich
durch das Rathaus und nordlich durch den Bereich des Bahnhofs. Der
Versorgungskern in Calmbach ist der Bereich Neukauf / Arztehaus.

In Bad Wildbad direkt werden keine Erganzungsstandorte festgelegt. Der
Industriepark Enz/Nagold, an dem auch Bad Wildbad beteiligt ist, bietet
sich als Ergénzungsstandort fir mehrere Gemeinden an.

MZ Nagold

Die Abgrenzung entspricht dem Vorschlag des Mittel zentrums Nagold. Der
Bereich stellt den erweiterten Innenstadtbereich dar, der auf der Grundlage
eines Gutachtens von der Stadt abgegrenzt wurde.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird nordlich durch die Lange
Straf3e, 6stlich durch die Bahnlinie, sudlich durch die Gréfenwiesenstralie
und westlich durch die Nagold begrenzt.

MZ Horb

Dem Vorschlag der Verwaltung der Stadt Horb wurde entsprochen. Die
zentralen V ersorgungsei nrichtungen sind erfasst.

Raumliche Lage: Im Norden wird der Versorgungskern durch Altenheim
und Grundschule, im Osten durch die Bahnlinie, im Siden durch den
Bahnhofsbereich und im Westen durch Stiftskirche begrenzt.

Als Erganzungsstandort wird der Bereich Hohenberg Ost festgel egt.

MZ
Freudenstadt

Dem Vorschlag der Stadt Freudenstadt wurde grofitenteils entsprochen. Die
Kernstadt mit zentraler Einkaufslage ist als Versorgungskern erfasst. Der
Vorschlag eines zweiten Versorgungskerns im Gewerbegebiet westlich der
B 294 wird nicht Ubernommen, da es sich hierbei um eine Randlage
handelt.

Raumliche Lage: Im Norden bildet die Hindenburgstral3e/Gottlieb-Daimler
Str. die Abgrenzung, im Osten die Bahnhof sstraf3e/L udwig-Jahn-Stral3e, im
Slden das Kurhaus und im Westen die Rappenstralie.

Als Ergénzungsstandort wird der Bereich der bestehenden Gewerbegebiete
Freudenstadt und Wittlensweiler festgelegt, da hier bereits Einzelhandels-
strukturen bestehen.

uz

K 6nigsbach-
Stein/
Remchingen

Der Vorschlag des Doppel-Unterzentrums wird teilweise Ubernommen. Es
wird ein Versorgungskern in Konigsbach, in Stein sowie in Remchingen
festgelegt, mit denen die zentraen Einkaufslagen erfasst wurden.

Réaumliche Lage: In Stein besteht der Kern im Bereich der Ortsmitte, dem
Bereich Marktplatz, untere Bauschlotter Strale, Bachgasse und
Konigsbacher Straf3e bis zur Heynlin-Passage. Der Versorgungskern in
Konigsbach umfasst im 6stlichen Bereich die Bahnhofstral3e, im westlichen
Bereich die Durlacher Straf3e und wird im Norden begrenzt durch die
Woassinger-, die Brettener- und die Leopoldstal3e. Der Versorgungskern in
Remchingen umfasst den Bereich ndrdlich bis zur Wilferdinger Stral3e /
Schwarzwaldstral3e, dstlich bis zur Buchwaldstral3e, studlich bis zur Pfinz
(ausgenommen ,,Im Bruch*) / Marktstral3e und westlich bis zur Schulstral3e.

Als Erganzungsstandorte werden der Bereich ,Billacker"/ ,Dajasécker”
»Wilferdingen Ost“ fur Remchingen und der Bereich , Pl6tzer-Einkaufen
und Sport“ fur Konigsbach-Stein festgelegt. Der von der Gemeinde
Konigshach-Stein vorgeschlagene Erganzungsstandort an der Einmindung
der L 611 in die L 570 wird auf Grund der dort ausgewiesenen Grinzasur

UZ Neuenbiirg/
Straubenhardt

abgelehnt.




Zentraler Ort

Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-
standorte

GemeindeFur das  Doppel-Unterzentrum ~ wird in  Neuenblrg ein
Versorgungskern festgelegt. Mit diesem Versorgungskern sind die zentralen
Ei nkaufslagen erfasst. Der—ven—Neuenbqu—vngeeehLagene

aaf%erhalb—der—Kemstedt—abgeLehnt—ln Straubenhardt Werden zwel
Versorgungskerne festgelegt. Zum Einen der Versorgungskern ., Conweller
West" und zum Anderen der Versorgungskern ,, Schwann West“.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern in Neuenbirg wird im Norden und
Westen durch die Alte Pforzheimer Stral3e begrenzt, im Suden durch die
Brunnenstral3e und im Osten wird der Versorgungskern durch die Kirche,
Vordere Schlosssteige begrenzt. Der Versorgungskern ,, Conweiler West” in
Straubenhardt wird im Norden durch die Heinrich-Hertz-Stral3e, im Siden
durch die Albert-Einstein-Stralle, im Osten durch die Max-Planck-Stral3e
und im Westen durch die Benzstral3e begrenzt. Der Versorgungskern
»Schwann West” in Straubenhardt wird im Sliden durch die Hauptstrale, im
Westen durch die Blumenstralie, im Osten durch die K 4547/Neuenblrger
Stral?e und im Norden durch die Ginsterstral?e begrenzt.

Als Ergénzungsstandort wird der Bereich Gewerbegebiet Conweiler West
festgel egt.

UZ Altensteig

Dem Vorschlag wurde grof3tenteils entsprochen. Die zentralen vorhandenen
und geplanten Einkaufdagen sind erfasst.

Raumliche Lage: Der Versorgungskern umfasst den gesamten Bereich der
Bahnhofsstral3e bis im Suiden zur Egenhauserstral3e / Schlossbergstrasse. Im
Westen wird der Versorgungskern durch den Kindergarten und im Osten
durch den Boysen-Kreisdl begrenzt.

Als Erganzungsstandorte werden zum einen Turmfeld [-IV und zum
anderen der Interkommunale Industriepark Enz/Nagold fur Bad Wildbad
und Altensteig festgelegt. Darlber hinaus wird im Gewerbegebiet
»,Lohmuhlenweg“ ebenfalls ein Erganzungsstandort festgel egt.

UZ Baiersbronn

Baiersbronn hat keinen eigenen Vorschlag vorgelegt. Der abgegrenzte Be-
reich umfasst das Zentrum Baiersbronns mit den wesentlichen Einkaufs-
maoglichkeiten und publikumsintensiven 6ffentlichen Einrichtungen.
Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird im Norden durch die Murg-
talstral3e, im Osten durch die Bahnhofsstral3e, im Siiden durch die Kurver-
waltung und im Westen durch das Schwimmbad begrenzt.

Erganzungsstandorte werden keine festgel egt.

UZ Alpirsbach

Der Vorschlag der Stadt Alpirsbach konnte nicht Gbernommen werden, da
es sich bel der Abgrenzung nicht um den zentralen Versorgungsbereich in
der Innenstadt, sondern um ein Sondergebiet-Einzelhandel in Randlage
handelt. Die vom Regionalverband vorgenommene Festlegung umfasst den
V ersorgungsschwerpunkt in zentraler Lage. Zusétzlich wird auf Wunsch der
Stadt ein Versorgungskern im Bereich eines geplanten Lidl-Standortes an
der Freudenstadter Stralie festgelegt.

Raumliche Lage: Der zentrale Versorgungskern umfasst den Bereich ent-
lang der Freudenstadter Stral3e, im Westen einschliefdlich des Bahnhofs, im
Norden einschliefflich des Bereichs um den Kindergarten, im Osten bis zum
Kurgarten und im Siiden bis zur Aischbachstral3e.

Ein Ergadnzungsstandort wird im SO-Einzelhandel stdlich Alpirsbach fest-
gesetzt.

UZ Dornstetten

Der Vorschlag der Stadt Dornstetten wurde tbernommen. Mit dem abge-
grenzten Bereich ist der Versorgungskern erfasst.
Raumliche Lage: Der Versorgungskern wird gebildet durch den Bereich
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Zentraler Ort Begriindung und réumliche Lage der Versorgungskerne / Erganzungs-

standorte

westlich bis zur Feuerwehr, nordlich bis zum Birkenweg, 6stlich bis zur
Polizei und sidlich einschliefdlich des Bereichs um den Marktplatz, Stadt-
halle und des Hallenbades.

Ein Erganzungsstandort wird im Bereich des Gewerbegebietes Hochgericht-
stral3e festgel egt

Zu29.2V (9

Zu den nahversorgungsrelevanten Sortimenten zahlen vor alem die Waren des t&glichen Bedarfs,
insbesondere fir die wohnortnahe Grundversorgung mit Lebensmitteln und Getranken. Andere
Sortimentsgruppen _wie Drogerie-, Kosmetik- und Haushaltswaren gelten im Einzelfall as
nahversorgungsrelevant, wenn sie in_der Innenstadt oder im Ortskern nicht von besonderem
Gewicht sind. Die Nahversorgung muss auch auf3erhalb der zentralen Orte sichergestellt werden.

Die Ausweisung, Errichtung und Erweiterung von grof3flachigen Nahversorgungsmarkten sollte in
den abgegrenzten Versorgungskernen oder Ortskernen erfolgen. Wenn und sofern dort keine
Standorte verfugbar sind, ist die Ausweisung, Errichtung und Erweiterung von grof3¥fléchigen
Nahversorgungsmérkten auch auf3erhalb dieser Standortlagen méglich. Somit sind _neben den
Innenstadten, Ortszentren und Stadtteilzentren in Bezug auf die Nahversorgung auch Standorte
moglich, die innerhalb oder in raumlicher Zuordnung zu Wohngebieten liegen.

Fir grof¥flachige Nahversorgungsmérkte gelten die Regelungen des Plansatzes 2.9.2, insbesondere
das Kongruenz- und Integrationsgebot sowie Beeintréchtiqungsverbot. Die Vertrdglichkeit eines
konkreten Vorhabens ist Uber ein Gutachten und ggf. ein Raumordnungsverfahren nachzuwei sen.

Liste zur Unterscheidung zentrenrelevanter und nicht-zentrenrel evanter Sortimente:

Zentrenrelevante- und
nahver sor gungsr elevante Sortimente

nicht-zentrenr elevante Sortimente

~—Blumen
Zentrenrelevante Sortimente:

- Blucher, Zeitschriften, Papier, Schreib-
waren, Buroorganisation

- Kunst, Antiquitéten

- Baby-/Kinderartikel

- Bekleidung, Lederwaren, Schuhe

- Unterhaltungsel ektronik, Computer,
Elektrohaushaltswaren, Foto, Optik

- Einrichtungszubehdr (ohne M ébdl),
Haus- und Heimtextilien, Bastelartikel,
Kunstgewerbe

- Musikalienhandel

- Uhren, Schmuck

- Spielwaren, Sportartikel

Nahversorgungs- (gegebenenfalls auch
zentren-) relevante Sortimentsgruppen:

- _Lebensmittel, Getranke

- _Drogerie, Kosmetik, Haushaltswaren

- Mabd, Kiichen, Biromobel

- Sanitéreinrichtung

- Teppichboden, Tapeten, Ma ereibedarf

- Gartenwerkzeuge, -baustoffe, -mobel

- Kfz, Motorrader, Fahrréder und Zubehor

- Campingartikel

- Boote und Zubehor

- Holz, Bauelemente, wie z.B. Fenster,
Tlren

- Pflanzen und Zubehor
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In der Regel zentrenrel evante Sortimente:
- Teppiche (ohne Teppichbdden)
- _Blumen
- _Tiere, Tiernahrung, Zooartikel

Vgl. Einzelhandelserlass

Diese Liste stellt keine abschlief’ende oder verbindliche Festlegung zentrenrelevanter und nicht-
zentrenrelevanter Sortimente dar. Ob ein Sortiment letztlich as zentrenrelevant oder nicht-
zentrenrelevant eingestuft werden kann, ist vom Einzelfall - von der Versorgungsstruktur der
Gemeinde - abhangig.

Zu2.943

58—N-|’—29£B—. N

In den Zentren sind Agglomerationen erwiinscht und haben in der Regel positive Auswirkungen.

Daher wird die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben in den Orts-/Stadtzenten grundsétzlich
unterstiitzt. Die konkrete Zuléssigkeit richtet sich nach den Plansétzen 2.9.2 Z (1) bis2.9.2V (9).

Wachsen Agglomerationen jedoch mit der Zeit in Gewerbegebieten an peripheren Standorten
heran, sind &hnliche negative Wirkungen wie bei Einzelhandelsgrofdprojekten zu beobachten.
Negative Auswirkungen insbesondere auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf
die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung, auf die Entwicklung zentraler V ersorgungskerne
in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden, auf das Orts- und Landschaftsbild oder auf den
Naturhaushalt kénnen somit nicht nur durch einzelne Einzel handel sgrof3proj ekte verursacht werden.
Ahnliche Auswirkungen kénnen auch bei mehreren kleineren in enger rdumlicher Nhe liegenden
Einzel handel sbetrieben entstehen, die jeder fir sich betrachtet unter der Grof¥flachigkeit bleiben.
Da Agglomerationen somit die gleichen negativen Auswirkungen haben kénnen wie Einzelhan-
delsgrofprojekte, miissen sie auch wie Einzelhandelsgrof3projekte behandelt werden, da sonst
gleiches ungleich behandelt werden wirde. Der gewéhlte Abstand von 150 m L uftlinie zwischen
den Gebaudeeingéngen zur Definition einer Agglomeration ist orientiert an der Entfernung bis zu
welcher relevante Synergieeffekte zu erwarten sind. Synergieeffekte sind nicht mehr feststellbar,
wenn die Entfernung zwischen zwel Einzelhandelsstandorten 200 m oder mehr betragt. Dieser
Ansatz der Entfernung basiert auf einer Untersuchung zu innerstadtischen Shopping-Centern, die
eine Entfernung von mehr als 200 m als problematisch fir positive Synergieeffekte ergeben hat
sowie auf der Erfahrung eines externen Fachbiiros.”

" Aussage basiert auf einem vom Biiro Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regional entwicklung erarbeiteten Fachbeitrag zur
Fortschreibung des Regionalplans
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Insbesondere im Fall des Entstehens ener Einzelhandelsagglomeration an nicht integrierten
Standorten kann die Versorgung umliegender Gemeinden erheblich beeintréchtigt  werden.
Erfahrungsgemal? siedeln sich weitere (fir sich unter der Grof¥flachigkeit bleibende) Fachmarkte
des langerfristigen Bedarfes (beispielsweise Textil-, Elektro- oder Schuhmérkte) hinzu, die dann
auch Versorgungsfunktionen von benachbarten Orten héherer zentraler Stufe Ubernehmen kénnten.
Die Auslastung bestehender Einzelhandel seinrichtungen in den benachbarten Zentralen Orten kann
daher durch die Agglomerationen vor allem an nicht Zentraen Orten erheblich beeintréchtigt
werden. Hinzu kommt, dass oftmals durch staatliche Zuschiisse die Zentren der Zentralen Orte
saniert, modernisiert oder ausgebaut werden. Durch Agglomerationen an peripheren Standorten vor
alem in nicht zentralen Orten werden diese Bemihungen konterkariert. Diese Entwicklung steht im
Widerspruch _ zur _ regionalplanerischen  Zielsetzung, in  den Zentraen Orten die
Einzel handel sfunktionen entsprechend der zentral ortlichen Stufe zu biindeln und die Innenstadte zu
stirken. Um diese Entwicklung zu vermeiden, wurde unter Berlicksichtigung der Urtelle des
BVerwG vom 24.11.05 (4 C 14.04, 4 C 8.05 und 4 C 3.05) der Plansatz einschliefdlich Begriindung

angepasst.
Der sicherste Weg zur Unterbindung einer Agglomeration von Einzel handel sbetrieben an uner-

winschten Standorten ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes, welcher die Ansiedlung des
Einzelhandels beschrankt bzw. ausschlief.

Zu2.9.54

Zur Erhaltung und Entwicklung attraktiver Innenstédte sowie zur Sicherung der verbrauchernahen
Versorgung ist eine Abstimmung auf regionaer und kommunaler Ebene erforderlich. Dazu kénnen
Einzel handel skonzeptionen einen wesentlichen Beitrag leisten. Ohne eine Einzel handel skonzeption
ist eine sachgerechte Abwagung i.d.R. nicht moglich. Auch im Einzelhandelserlass wird die
Erarbeitung von Einzelhandelskonzepten zur Steuerung des Einzelhandels empfohlen. Darlber
hinaus wird im Einzelhandelserlass dargestellt, dass Flachennutzungsplénen die Genehmigung zu
versagen ist, falls das Thema der Steuerung von Einzelhandelsgrof3projekten nicht ausreichend
thematisiert wurde. Dies zeigt die zentrale Bedeutung abgestimmter Einzelhandel skonzepte fir die
effiziente Steuerung von Einzel handel sgrof3projekten.
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Umweltprifung nach 8§ 2a Landesplanungsgesetz (LplG) — Feststellung Uber das Um-
weltprifungserfordernis geméal § 2a Abs. 4 LplG als Teil der Begrindung

Von einer Umweltprifung kann geman § 2a Abs. 4 LplG abgesehen werden, da es sich lediglich
um geringfiigige Anderungen handelt und die Anderungen voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen haben. Diese Feststellung wurde gemaf 8§ 2a Abs. 4 i.V.m. § 2a Abs. 3
LplG unter Beteiligung des Regierungsprasidiums Karlsruhe sowie der Landratsdmter getroffen.
Die Erwagungen, welche zu dieser Feststellung fihrten, sind im Folgenden dargestellt.

Geringfiigigkeit der Anderung

Durch die Anderung des Plansatzes 2.9.4 Z (Agglomerationen) und die Einfiigung des Vorschla-
ges 2.9.3 V (9) (Nahversorgung) werden keine neuen Gebiete im Regionalplan festgelegt. Es
handelt sich ausschlieBlich um textliche Anderungen und Erganzungen des Kapitels 2.9 —
EinzelhandelsgroRprojekte, mit denen kein Eingriff in eine Flache verbunden ist. Dartber hinaus
findet insbesondere durch den Plansatz 2.9.3 V (9) lediglich eine Klarstellung der derzeitigen
Handhabung und Genehmigungspraxis statt. Bei der Neuausweisung von zwei Versor-
gungskernen in Straubenhardt im Regionalplan handelt es sich lediglich um zwei Einzelflachen,
welche bereits im genehmigten Flachennutzungsplan als Sondergebiete Einzelhandel ausge-
wiesen sind.

Aus den genannten Griinden ist davon auszugehen, dass es sich lediglich um eine geringfligige
Anderung des Regionalplans handelt.

Ermittlung der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umweltauswirkungen

Da es sich bei der Anderung des Plansatzes 2.9.4 Z (Agglomerationen) und der Einfiigung des
Vorschlages 2.9.3 V (9) (Nahversorgung) ausschlieRlich um eine textliche Anderung und Ergan-
zung des Kapitels 2.9 — Einzelhandelsgrol3projekte handelt und keine Gebiete neu ausgewiesen
werden, findet kein unmittelbarer Eingriff in Natur und Landschaft statt. Dartiber hinaus wird durch
die Anderung weder ein Rahmen fiir UVP-pflichtige Projekte nach Anlage 1 des Gesetzes (iber
die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) gesetzt noch ist die Anderung mit Beeintrachtigungen
von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) oder eines Européischen Vogel-
schutzgebiets verbunden. Aus den genannten Grinden wird nicht von negativen Auswirkungen
auf die Umwelt ausgegangen. Vielmehr wird durch die Anderung eine positive Umweltentwicklung
gefordert: Oftmals entstehen Agglomerationen in Gewerbegebieten aul3erhalb der gewachsenen
Ortszentren/Innenstadte. Die in Anspruch genommenen Flachen stehen dann fir eine
gewerbliche Entwicklung nicht mehr zur Verflgung und missen an anderer Stelle neu
ausgewiesen werden. Die Anderung des Plansatzes zur Agglomeration tragt daher dazu bei,
diese Nutzungsverdrangung zu vermeiden bzw. zu minimieren und indirekt die Flachen-
neuinanspruchnahme zu reduzieren. Dariiber hinaus zielt der neue Plansatz zur Nahversorgung
darauf ab, die verbrauchernahe Versorgung sicherzustellen. Dadurch kénnen Wege verkirzt und
damit Individualverkehr vermieden werden. Dieses wirkt sich positiv auf Mensch und Umwelt aus.
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Durch die Anderung werden daher in der Tendenz eher positive Auswirkungen erwartet, die
jedoch nicht als erheblich einzuschétzen sind.

Bei der Neuausweisung von zwei Versorgungskernen in Straubenhardt im Regionalplan handelt
es sich um Flachen, welche bereits im genehmigten Flachennutzungsplan als Sondergebiete
Einzelhandel ausgewiesen sind und teilweise bereits Uberbaut sind. Es werden somit auch hier
keine neuen Flachen in Anspruch genommen, die bisher nicht Uberplant waren. Zusatzliche
Umweltauswirkungen sind daher auch durch die Neuausweisung zweier Versorgungskerne im
Regionalplan 2015 nicht gegeben.

Zusammenfassend ist die vorgesehene Anderung des Regionalplans 2015 lediglich geringfuigig
und es sind voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Es wird daher
unter Beteiligung der in LplG § 2a Abs. 3 genannten Behérden festgestellt, dass die Durchfiuh-
rung einer Umweltprifung geman LplG 8§ 2a Abs. 4 nicht erforderlich ist.
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Darstellung der Neufestlegung zweier Versorgungskerne fur Straubenhardt
gemal Plansatz 2.9.2 Z (6) (ehemals 2.9.3 Z (1)) in der Raumnutzungskarte
des Regionalplans 2015
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Baumann
Textfeld
Digitale Datenquelle:
Rauminformationssystem der Region Nordschwarzwald (RINO),
ergänzt durch Daten des Digitalen Landschaftsmodell ATKIS
®-DLM25 BW ©Landesvermessungsamt Baden-Württemberg 
(www.lv-bw.de);Az.:2851.9-1/8, sowie Daten des Räumlichen
Informations- und Planungssystem (RIPS) der Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-Württemberg.  
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